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Der Zürcher Stadtrat beschloss Donnerstag, 25. Mai, dem Präsidenten
des Kantonsrates ein Initiativbegehren einzureichen, es sei den Gemein-
den das Recht einzuräumen, für die Frauen in kommunalen Angelegen-
•heiten das volle Stimmrecht und die Wählbarkeit in alle Gemeindeorgane
einzuführen. '

Ar«wen&e/rzigMng
In einer Anregzmg hat im Gemeinderat der EVP-Vertreter Rudolf Bu-

eher den Stadtrat ersucht, eine konsultative Frauenbefragung durchzu-
führen. Da die Einführung des Frauenstimmrechtes nicht nur Rechte,
sondern auch Pflichten bringe, „wäre es gerecht und demokratisch, die
Frauen vorerst selbst zu befragen".

Ar<2«ens£irawrecÄ£skowi£ee Wezè£ «zz/ dew Porien

(ag). - Unter dem Vorsitz von Alt-Stadtpräsident Dr. Emil Landolt (Zü-
rieh) kam das kantonale Aktionskomitee Stimm- und Wahlrecht für Mann
und Frau zu einer Sitzung zusammen, um Rückblick auf die tzürcheri-
sehe Volksabstimmung vom 20. November 1966 zu halten. Es nahm die
Rechenschaftsberichte der Arbeitsgruppen für Propaganda und Presse
ab und genehmigte die von Dir. R. Brüschweiler (Zollikon) vorgelegte
Abrechnung, der insbesondere auf den anerkennenswerten finanziellen
Einsatz der verschiedenen Frauenorganisationen hinwies.

Das Komitee beschloss, an seiner Forderung nach dem integralqn
Frauenstimmrecht in Gemeinde und Kanton festzuhalten. Es wird sich
nicht auflösen, sondern weiterhin für die Verwirklichung dieses Postu-
lates eintreten.

Solothurn:
Die regierungsrätliche Vorlage vor der Behandlung

Am 29. April 1967 hat der Regierungsrat des Kantons Solothurn dem
Kantonsrat Bericht und Antrag auf Partialrevision der Kantonsverfas-

sung zur Einführung des Frauenstimm- und -Wahlrechtes unterbreitet.
Es sollen den männlichen Stimmbürgern zwei Fragen gestellt werden,
und zwar

1. ob sie das Stimm- und Wahlrecht der Frauen hei kantonalen Abi-

Stimmungen und Wahlen, sowie die Wählbarkeit der Frauen in alle Be-

hörden, Aemter und Anstellungen des Staates wünschen.

2. ob sie Stimm- und Wahlrecht der Frauen in Gemeindeangelegen-
heiten wünschen.

Die Vorlage wird im Juni 1967 im Kantonsrat behandelt. Die Ab-
Stimmung wird voraussichtlich Anfang Dezember 1967 stattfinden.
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